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Bezugspreis : I « Karlsruhe und au« »»rt« frel in» Hau« geliefert für Oktober ri « - Linjeluummer 7 -A — » n,eigeugebü hr : 7 für 1 mm Höh« und »in Siebentel Breite. Briefe undSelter frei. Bei Wiederholungen tariffestcr Rabatt , der al» Kaffenrabatt gilt und vertv«,zerr werden kann , wenn nicht binnen vier Wochen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Amtlich« Anzeigen find direktan di« Seschäftsstell « der Karlsruher Zeitung, Badischer Staatsanzeiger , Karl-Frredrichstr. lt ju sende» und werden in Vereinbarung mit dem Ministerium de« Inner » berechnet . Bei Klageerhebung , zwangsweiser Beitreibun»und Konkursverfahren fallt der Raki » fort. ErfiillungSort Karlsruhe . — Im Falle von höherer Gewalt» Streik, Sperre , Aussperrung, Maschinenbruch » Betriebsstörung im eigenen Betrieb« »der in denen unserer Lieferantenhat der Znjcreut kein« Anspruch «, falls bi* Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange oder nicht erscheint. — Für telHhonisch « Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen. Unverlangte Drucksachen undManuskripte werdrn nuht zurückgegeben und es wird keinerlei Verpflichtung ju irgendwelcher Vergütung übernommen.

Lot- Leitung .
Im Kampf um ihre» Fortbestand und zur Verwahrung gegen

die ungeheuerliche Papierverteuerung erscheine» die Zeitungen
heute in beschränktem Nmfange als Notzeitunge«.

Verein südwestdeutscher Zeitungsverleger.

Amtlicher Teil .
Die Gemeindewablen .

** In der Presse wird die Frage erörtert , oü bei den bevor¬
stehenden Gemeindewahlen in den mittleren Gemeinden von
200—4000 Einwohner die Wahl der ehrenamtlichen Gemeinde¬
räte mit der der Gemeindeverordneten verbunden werden, un¬
ter Umständen sogar mit einem gemeinsamen Stimmzettel
vorgenommen werden kann.

Die Frage ist durch 8 2 der Verordnung über die Gemeinde-
Wahlen vom 23. März 1922 bereits entschieden und zwar in
verneinendem Sinn . Die genannte Bestimmung schreibtvor , daß beim Zusammentreffen verschiedener Gemeindewahlen
zuerst die Wahl der Gemeindeverordneten stattsindet , auf
welche zunächst die Wahl der ehrenamtlichen Gemeinderäte
und sodann die Wahl der Bürgermeister und der besoldete.»Gemeinderäte folgt. Wenn daher auch bei diesem Verfahrenin den mittleren Gemeinden, in denen die Wahl der Gemeinde¬
räte unniittelbar durch die Wahlberechtigten erfolgt , nicht erstdas rechtsgültige Ergebnis der Wahl der Gemeinideberordne-
ten abgewartet werden muh , so Iaht die Bestimmung doch dar¬
über keinen Zweifel, dah die Wahl der Gemeinderäte erst nach
vollzogener Wahl der Gemeindeverordneten , also in einem be¬
sonderen Wahlgang , stattfinden kann.

Ipolittöcbe Neuigkeiten .
Lbert bleibt Reichspräsident bis 1925 .

In der Besprechung der Parteiführer beim Reichskanzler,die heute vormittag über die Reichsprästdentenwahl stattfand ,einigte man sich dahin, den Fraktionen einen Vorschlag deS
Zentrumsführers Marx zu unterbreiten , der dahingeht , die
neue Wahl des Reichspräsidenten am 1. Juli 1925 vorzuneh¬
men.

Die iuterfraktionellen Besprechungen, die um 6 Uhr abends
stattfanden , haben zu dem Ergebnis geführt , dah nunmehr ein
gemeinsamer Antrag folgenden Wortlauts eingebracht wprden
ist : „Der Reichstag wolle beschliehen : Der Art . 148 der Reichs-ver̂ assung erhält folgenden Wartlaut : Der von der National¬
versammlung gewählte Reichspräsident bleibt bis zum 1 . Juli1925 im Amte." Unterzeichnet ist der Antrag von Marx (Z .) ,Müller (S . ) , Stresemann (DBp .) , Koch (Dem .) und Leicht
(Bayr . Vp .) .

Wie in parlamentarischen Kreisen verlautet , beabsichtigt
Reichstagspräsident Loebe diesen Antrag bereits am Freitag
dieser Woche auf die Tagesordnung zu setzen.

*

Die Einigung der Parteien über die Präsidentenwahl istnun endlich zustande gekommen. Die Brücke, auf der sich die
widerstrebenden Teile zusammenfanden , bot der Vorschlag des
Zentrums » den der Abg . Marx heute vormittag machte. Im
Laufe des Nachmittags stimmten ihm die Fraktionen der Re¬
gierungsparteien zu, und auch die Deutsche Volkspartei be-
quemte sich schliehlich dazu, ihren Widerstand aufzugeben . Die
neue Konferenz mit dem Reichskanzler, zu der die Frgktions -
fühper um 6 Uhr zusammentraten , war nur von kurzer Dauer ,da ja tatsächlich keine Differenzen mehr bestanden. Man einigte
sich auch formell darüber , dah die fünf Parteien — Sozialde¬mokraten , Demokraten,»^ entrum , Bayrische VolkAartei und
die Deutsche Volkspartei — im Reichstag einen Jmtiativgesetz -
«ntrag einbringen werden, wonach die Amtsdauer des gegen¬wärtigen Reichspräsidenten am 30. Juni 1925 ablaufen soll.Die Neuwahl müsse demnach in der ersten Hälfte des Jahres1925 vorgenommen werden. Die bisherige Grundlage fürdie Amtsführung des Reichspräsidenten war der Artikel 181
der Reichsversassung, in dem es heiht : „Bis zum Antritt des
ersten Reichspräsidenten wird sein Amt von dem auf Grund
des Gesetzes über die vorläufige Reichsgewalt gewählten
Reichspräsidenten geführt ." An die Stelle dieses Satzes sollnun durch den Jnitiativgesetzantrag die neue Formulierung
gesetzt werden, die die Amtsdauer des gegenwärtigen Reichs¬
präsidenten bis zur Mitte des Jahres 1925 erstreckt.

Da dieses Gesetz verfassungsändernden Charakter hat , isteine Zweidrittelmehrheit des Reichstages zu seiner Berabschie-
düng notwendig. Diese Mehrheit wird durch die Einbringungdes Antrages durch die erwähnten fünf Parteien gesichert , so
dah seiner Verabschiedung kaum noch Schwierigkeiten begeg¬nen werden. Abseits stehen nur die Kommunisten, die gernFrau Klara Zetkin gewählt hätten und die Deutschnatiouale «,die vielleicht Herrn v . Kahr oder Herrn v. Hindenburg oder
Herrn Wallraf als Kandidaten proklamiert hätten . Sie wer¬den nun dazu vorläufig keine Gelegenheit finden . Das Kapi -tel der Präsidentenwahl , das durch Ungeschick und Angst voreinem offenen Bekenntnis zu einem der unerfreulichsten und
unrühmlichsten der politischen Geschichte unserer Zeit gewordenwar . kann damit vorläufig als abgeschlossen gelten.

Deutscher
Die Versammlung im ZirknS Bnsch — Die verfassungswidrige
Erhöhung des Getreide Umlagepreises — Schlechte Ablieferung

die Markeutwertung— fl
Die einzalnen Fraktionen sind im Plenum nur schwach ver¬treten und das Interesse an den Verhandlungen ist außeror -

dentlich gering . Die Tagesordnung beginnt mit der Verlesungzweier Interpellationen .
Eine deutsch-nationale Interpellation beschäftigt sich mit derStörung der Versammlung des Bundes für Ordnung und Frei¬heit im Zirkus Busch und den kommunistischen Ausschreitungen .Die Interpellation erklärt , dah diese Vorgänge beweisen, dahdie vorhandenen Gesetze zum Schutze der Versammlungsfreiheitnicht ausre .chen, sondern durch weitere Mahnahmen ergänztwerden müssen und daß vor allem die Handhabung der be¬

stehenden Gesetze einer grundlegenden Änderung bedürfe.Die Reichsregicrung wird befragt , ob sie bereit sei, unver¬
züglich die volksverhetzende und verfassungswidrige Parole „derFeind steht rechts" rückhaltlos aufzugeben und nachdrücklichdafür zu sorgen, dah dem Rechte überall Geltung verschafftwird . Oder will sie, so schließt die Interpellation , weiter dieMillionen Deutscher, die politisch rechts stehen , als ihre Feindeansehen, deren Versammlungen und Leben nicht zu achtenfind?

Die Vorlesung dieser Interpellation erweckte trotz ihrer agi¬tatorischen Formulierung kaum eine mertbare Bewegung imHause und auch die darauf folgende Interpellation des Zen¬trums , die auf die schwere wirtschaftliche Krisis der deutsche »
Wissenschaft hinweist, un§ von der Regi^ ung Abhilfe verlangt ,wird von dem Hause gleichmütig zur Kenntnis genommen,umsomehr, da die Beantwortung beider Interpellationen vor¬
aussichtlich einige Zeit auf sich warten lassen dürfte .

Es folgten einige kleinere Vorlagen. Der Gesetzentwurfüber die Erhöhung der Gebühren für Zeuge» und Sachverstän¬dige wurde dem Rechtsausschuß überwiesen, ebenso der Gesetz¬entwurf über Änderung der Verordnung über Lohnpfändung .Diese Vorlage will das pfändungsfreie Jahreseinkommen auf100 000 Mark erhöhen, und der Reichsjustizminister teilte ineiner kurzen Erklärung mit, daß eine weitere Vorlage überErhöhung der Pfändungsgrenze für Beamte dem Reichstagdemnächst zugehen werde. Auch die erste Lesung der siebentenErgänzung zum Besoldungsgesetz ging fast ohne Aussprachevorüber ; lediglich von kommunistischer Seite wurde eine Ver¬
minderung und Vereinfachung der Besoldungsgruppen im In -
teresse der unteren und mittleren Beamten gefordert .

Es ergab sich dann die Notwendigkeit einer halbstündigenUnterbrechung der Verhandlungen , da der Reichsernährungs¬minister noch nicht zur Stelle war und man die erste Beratungdes Gesetzentwurfes über die Erhöhung des Getreideumlage .
Preises nicht ohne ihn beginnen wollte. Die Vorlage überdie Umlage sieht für das erste Drittel eine Erhöhung des Prei¬ses für die Tonne Weizen von 7400 auf 22 500 M ., für Rog¬gen von 6900 auf 20 500 Mark, für Gerste von 6700 auf 19 000Mark und für Hafer von 6600 auf 18 000 Mark vor.

Reichsernöhrungsminister Dr . Fehr,
der diese Erhöhungen begründete, bezeichnete sie zum Eingangseiner Rede als die notwendige Konsequenz, die sich aus der
Verschlechterung der Marktlage ergibt und die in sehr beschei¬dener Form gezogen werde. Die alten Preise , die der Reichs-tag festgesetzt hat , entsprechen nicht mehr der Voraussetzung,an der er stets festgehalten habe , dah der Landwirtschaft für die
Ablieferung unter allen Umständen die Gestehungskosten, ein
angemessener Gewinn und ein Beitrag für den Wiederaufbau
zu gewähren seien. Neben der katastrophalen Geldentwer¬
tung hat das schlechte Wetter , das den Erntevorgang erheblichverlängerte , dazu beigetragen, dah die Gestehungskosten außer¬
ordentlich gestiegen sind.

Die Ablieferung für das erste Drittel hat sich infolge dieserUmstände ungewöhnlich verzögert und hat auf das ganze Soll
nur 250 000 Tonnen betragen gegen die vierfache Menge deS
Vorjahres . Die Sorge um die Sicherstellung der Ernährung
hat in erster Linie die Regierung veranlaßt , die Frage der
Preiserhöhung aufzuwerfen . Angesichts des Widerstandes in
Berbraucherkreisen war es unmöglich, diese Frage durch eine
entsprechende Anweisung an die Reichsgetreidestelle zu lösen.Es muhte vielmehr eine Beschlußfassung des Parlaments
herbeigeführt werden. An der verzögerten Ablieferung ist in
erster Linie das schlechte Wetter schuld. Der Landwirtschaftdrohen durch die Verschleppung der Heuernte Milliardenver -
lnste. Bon einem bösen Willen auf ihrer Seite kann nicht dieRede sein.

Mst Zwangsmitteln » wie Beschlagnahme und Enteignung ,vorzugehen, ist undenkbar, denn nur eine willige Landwirt¬
schaft wird die erforderlichellmlagemenge schaffen . Die Land¬
wirtschaft habe Verständnis für die Not der ärmeren Kreise.Das weise die von ihr eingeleitete Hilfsaktion . Auf der an¬deren Seite dürfe man nicht der Landwirtschaft die Möglichkeitnehmen, ihre Erzeugung zu steigern, wenn man nicht ein
leeres Schlagwort aus dän Worte machen wolle, dah nur durch
ProdulttonSsteigernng der Bedarf aus der Heimat gedeckt wer¬
den könne . Die Landtvirtfchast habe die erhöhte Produktionder deutschen Stickstoffwerke restlos abgenommen : das zeugefür ihr Bestreben, da» Äußerste zu leisten, und komme hem
deutschen Boden zugute.

Es folgte die Aussprache, die kaum neue Gesichtspunktebrachte.

Reichstag .
Parole — Wirtschaftliche KristS der deutschen Wissenschaft —.— Verschleppung der Heuernte — Enischeidende Schritte «ege«
» die RegiernngSkoalitio«.

Für die Bereinigten Sozialdemokraten sprach
Abgeordneter Dr . Hertz,der seine Herkunft von der linken Hälfte der Partei durch einesehr scharfe Polemik gegen die Vorlage und gegen das Reichs-ernährungsministerium betonte. Er erklärte die Preiserhöhungfür unberechtigt» da die Erhöhung der Produktionskosten sichbei dem ersten Drittel der Umlage noch nicht auswirke, undsah in ihr den ersten Schritt für weitere ungeheuere Er¬höhungen und für die Beseitigung der Umlage überhaupt . DerRedner erging sich dann des längeren über die Notwendigkeiteiner Stabilisierung und Erhöhung des Markkurses und schloßnach einem kurzen Geplänkel mit der Rechten mit der Auffor-

derung an die Regierung , endlich entscheidende Schritte gegendie Markentwertung zu mn .
Der deutschnationale Abg. Schiele

kritisierte die Rede des Abg . Hertz als eine merkwürdige Be-
kundung zur Regierungskoalition . Die Haltung der Sozial -demokratie in dieser wichtigen Frage beweise die Unhaltbarkeitder Koalition . Zur Sache erklärte er, für die Landwirtschaftsei diese Art der Umlage einfach untragbar , so wenig sie sonstgewillt sei , das Umlageverfahren als solches zu sabotieren. Die .Not der Bevölkerung als Folge der ungehemmten Erfüllungs¬politik könne durch eine Verbilligung des Brotpreises auf dem
Wege der Getreideumlage nicht beseitigt werden. Aufkeinen Fall aber dürften die Kosten einer solchen Brotver¬
billigung der Landwirtschaft allein aufgebürdet werden. Auchdie Preise , die der neue Gesetzentwurf vorsehe» seien noch zuniedrig .

Mit Rücksicht auf die für 6 Uhr abends angesetzte Bespre¬chung beim Reichskanzler über die Frage der Reichspräsidrn-
tenwahl wurde die Aussprache dann unterbrochen, die Vorlageaber bereits vor Beendigung der ersten Lesung einem Ausschußüberwiesen .

*

Auf die Tagesordnung der am Donnerstag um 2 Uhr be¬
ginnenden nächsten Sitzung wurden außer der Fortsetzung der
Aussprache folgende Gegenstände gesetzt: eine deutsch-volks¬
parteiliche Interpellation über die Vorgänge am Zirkus BuscheAnträge der Demokraten und des Zentrums zur Altersrent¬
nerfürsorge , ein Antrag der Sozialdemokratie auf Abänderungder Einkommensteuergesetzgebung. Schluß nach 6 Uhr.

Der spreis des Illmlagegetreides .
Dem Reichstag ist jetzt endlich das Gesetz über die Änderungder Preise für das erste Drittel der Getreideumlage zugegan¬gen. Die neuen Preise , die die Regierung vorschlägt , sind be¬reits bekannt : für Roggen 20 500 , für Weizen 22 500, für

Gerste 19 000 und für Hafer 18 000 je Tonne.
In der Begründung weist die Regierung auf die starkeSteigerung der Getreidepreise und auf den freien Inlands »

markt seit Ende Juni , dem Zeitpunkt der ursprünglichen Fest¬
setzung der Umlagepreise, hin . Damals standen die Preise für
Roggen auf 15 000 bis 18 000 M., dagegen in der zweiten
Hälfte des September auf 50 000 bis 60 000. Unter diesen
Umständen , so heißt es weiter, werde die Aufbringung der
Umlage sehr erschwert. Die Begründung erwähnt dann die
Beschlüsse des volkswirtschaftlichen Ausschusses und des nachdem Umlagegesetz berufenen Zwanzigerausschusses und führtdamn weiter aus , sie habe bei den Verhandlungen über das
diesjährige Getreidegesetz stets die Auffassung vertreten , dahder Umlagegetreidepreis einen Ersatz der Produktionskostender diesjährigen Ernte , einen angemessenen Gewinn für di
Landwirte und außerdem einen Anteil an dem Ausgleich fürdie bei der fortschreitenden Markentwertung beständig sich stei¬
gernden Produkionskosten der nächsten Ernte in sich schließen
nijüisse . Sie glaube daher, daß für die Berechnung der Preise
für das erste Drittel eine Änderung schon jetzt bei der in die¬
sem Maße nicht vorher ersichtlichen Markentwertung notwendig
sei, und erachte es ferner für erforderlich , daß bei der Berech¬
nung der Indexziffer der Herbstmonate 1922 eine besondere
Berücksichtigung zuteil werde. Die Forderung des Zwanziger¬
ausschusses, die auf einen Roggenpreis von 28 343 M . hinaus¬
laufe , sei zu weitgehend. Gegenüber der Anregung des Zwan -

?
igerausschusses, bei der Preisbestimmung auch den Ernteaus-
all des lausenden Jahres gegenüber normalen Jahren zu¬

grunde zu legen, betont die Begründung, daß die statistischen
Feststellungen über den Ernteausfall noch nicht abgeschlossen
seien . Wenn sich nach genauerer Ermittlung des Ernteergeb¬
nisses die Notwendigkeit eines Ausgleiches wegen ungünstigenErnteausfalles überhaupt ergeben werde , so müßte dem nichtbei dem ersten, sondern nötigenfalls beim zweiten und dritten
Drittel der Umlage Rechnung gettagen werden.

Line Entschließung der Sozialisierungs -
Kommission.

Die Sozialifierungskommission hat sich in den letzten Tage«
erneut mit der Frage der Währungsstabilisierung beschäftigt
und der Reichsbank eine längere Entschließung vorgelegt. Sie
bezeichnet als Voraussetzungen einer endgültigen Stabiliste -
rung der Mark :

1 . Eine Lösung des Reparationsproblems , die der wirklichen
Leistungsfähigkeit Deutschland^ mtspricht und Deuffchland eins
Atempause zu Gesundungszwecken gewährt.



\ % gleichzeittg eine Konsolidierung der Finanzen des Reiches
»nd eine Konsotidierung der Wirffchaft durch Hebung der Pro -
fcdii »«.

Die Kommission gibt ihrer Auffassung dcchin Ausdruck, daß
SS möglich sei, den Gefahren zu begegnen, die sich aus dert tschreitenden Entwertung der Mark ergeben. Dazu sei not»

ndig einmal der Wirtschaft die Devisenbeträge zur Vrr -ezung jju stellen, die sie für den unmittelbaren legalen Ve¬
rs nöttg habe, dann aber der vermeidbaren Nachftage nach

Devisen entgegenzutreten , die sich heute aus den Wertsiche -
Sungsbedürfnissen der Wrtschaft ergebe. Me DevisenordnnngNnne nur dann Erfolg haben , wenn für eine wertbeständige
Anlage die Möglichkeit geschaffen werde. Aber auch bei einer
Dolchen Aktion sei ein wirklicher Erfolg nur zu erwarten , wenn
Wer legale Devisenbedarf befriedigt werde. Dazu sei die Rutz-
Wmnvachnng des Goldbestandes der Reichsbank das einzige
Wkittel . Es sei nicht erforderlich, den Goldschatz unmittelbar
W> verwerten . Es würde genügen, durch seine bankmäßige Be¬
handlung Devisenbestände in einem Maste zu erlangen , das der
Reichsbank einen starken Einfluh auf die Gestaltung der De¬
visenkurse ermöglichen würde . Erst im Zusammenhang mit
Siner solchen Stabilisierung könnte die Mastnahme zur vollen
Wirkung gelangen , die auf die Balanzieruug der Handels .
Oilanz und des Etats hinwirke. Me Sozialifierungskommissionbetont zum Schluß , fie sei sich zwar des Risikos bewuht, das
Mit den von ihr vorgeschlagenen Mastnahmen verbunden sei,«bei dieses letzte Mittel müsse versucht werden, um Deutsch¬land vor einer Katastrophe zu bewahren , der auch der Gold»
schade der Reichsbank andernfalls zum Opfer fallen könnte.

Die neue Lloyd - George - partel .
Aus Unterredungen mit Politikern verschiedener Richtungen

geht hervor, daß man die Auflösung des Parlaments für un¬
mittelbar bevorstehend hält . Lloyd George hat für Samstageine neue Rede angekündigt, die er aber nicht , wie beabsichtigt ^war , in Newcastle , sondern in Leeds halten wird . Bis zu
diesem Tage aber wird das königliche Dekret über die Auslö¬
sung de8 Unterhauses wahrscheinlich schon kundgemacht sein.Der politische Wirrwarr der letzten 10 Tage beginnt sich
heute zu klären. Me Freunde des Ministerpräsidenten ver¬
sichern , dah Lloyd George die besten Aussichten habe, eine
grotze neue Partei zu schaffen , als deren Führer er auch im
neuen Kabinett Ministerpräsident sein wird . In der Geschichteder englischen Parteien , die bisher auf dem alterprobten Sy¬
stem der Wight und Tories beruht , wird dies etwas absolut
neues sein , dast sich eine Partei ganz auf die Persönlichkeiteines Mannes stellt . Ob Lloyd George von seinen nächsten
Freunden gut beraten ist, wenn er dieses Experiment unter¬
nimmt, wird allerdings in politischen Kreisen stark bestritten.Der Ministerpräsident scheint auf Grund seines rhetorischen
Erfolges am vorigen Samstag in Manchester für den Gedan¬
ken seiner Parteigründung enthusiasmiert worden zu sein. Er¬
fahrene politische Beobachter erklären jedoch, dah die Popula¬rität in Manchester ziemlich billig zu haben gewesen sei und
dast sie für weitere Kreise den Rückzug , den Lloyd George in
seiner eigenen Politik antreten mutzte , nicht maskieren könne .Wenn der Ministerpräsident mit seiner Lloyd-George-Partei
seinen Wahlfeldzug auf seiner rein persönlichen Politik auf¬baut , wird er große Überraschungen zu erwarten haben . Ganz
sicher wird Lloyd George nur auf die liberale Gefolgschaftzählen können, da diese bei der Spaltung der alten liberalen
Partei ins Lager der Koalition gefolgt ist . Weit weniger
sicher ist es, ob er den linken Flügel der Unionisten an sichziehen wird .

Verbot der Markrspekulation in Frankreich ?
Der Kammer ist, lt. einem Priv .-Telegr . der „Franks . Ztg ."»rin Antrag zugegangen, ein Gesetz zu beschlichen, daS die

Spekulation in Mark und deutschen Devisen unter schwere
Strafe « stellt. In einem Teil der Presse findet diese Initia¬tive rückhaltlose Zustimmung , und der „Jntranstgeant " be¬
dauert , dah Maßnahmen dieser Art nicht bereits vor Jahr und
Tag beschlossen worden seien. Es ist nicht sehr wahrscheinlich ,dah die Kammer diesem Antrag stattgeben wird , da ein der¬
artiges Verbot nicht nur den Handel zwischen Frankreich und
Deutschland unmöglich machen würde, sondern auch technischkaum durchzuführen ist . Auf der anderen Seite ist es umso
überflüssiger , als die Mark heute im Ausland bereits nahezu«nverkäuflich geworden ist. In Paris jedenfalls wird man
gegenwärtig schwerlich eine größere Bank finden können, die
deutsche Mark selbst zu einem erheblich unter dem Tageskurs
liegenden Preise kaufen würde .

750 Mark tür den Dollar ?
Me Chicago Tribüne behauptet, daß Pierpout Morgan als

amerikanisches Mitglied eines geplanten Ausschusses zwecksFestlegung der deutschen Mark aufiLte . Der neue Ausschuß
sei das neue Kernstück des Bradburhschen Planes . In englischenKreisen der Reparationskommiffion habe man gestern bereits
versichert , dah Morgan inoffizielle Zusicherungen gegeben habe.Er werde der Aufforderung Nachkommen , wenn es von allen
beteiligten Alliierten in freundschaftlichem Einvernehmen ge¬
wünscht würde . Bradbury beabsichtigt nach dem Blatt , dieMark auf etwa 75(1 für den Dollar festzulegen, während elfnoch vor einigen Wochen sich mit dem Plan getragen habe, die
Festlegung auf 500 vorzunehmen . Ein weiterer Aufschubwerde möglicherweise dazu zwingen, für die Festlegung 1000
für den Dollar anzusetzen.

Ikurze polit . Nachrichten .
* Ein neuer deutscher Reparationsplan ? Der Berliner Kor-

respondent der „Daily Mail " meldet seinem Blatte , dah in
dortigen alliierten Kreisen bekannt geworden sei, dah Deutsch¬land einen neuen Reparationsplan aufgestellt habe, der gegen-
wärtig von der deutschen Regierung ausgearbeitet wird nick»in Brüssel vorgelegt werden soll. Der Plan soll auf einem vonRathenau stammenden Moratoriumsplan beruhen , dessen Ent¬
wurf unter seinen hinterlaffenen Papieren gefunden worden
sein soll. Die äußerste Grenze der Zahlungsfähigkeit Deutsch¬lands wird darin auf 20 Milliarden Goldmark angegeben, wo¬von die bisherigen Leistungen in Bar und Sachwerten , die
auf ungefähr 4—7 Milliarden Goldmark geschätzt werden, ab¬
zuziehen sind .

* Der Preis für Zeitungsdruckpapier. Wie die „P . P . N .
"

hören, ist der Preis für Zeitungsdruckpapier mit Wirkung vom10. Oktober von 83 auf 99,50 für das Kilo erhöht worden.
ab . Stuttgart , 20 . Okt. Das Empfangsgebäude des neuenHauptbahnhofs wird anläßlich der Einweichingsfeier und der

Oberleitung des Dienstes vom alten in den neuen Bahnhofvon heute an bis zu der am Sonntag stattfindenden Eröffnungdes Betriebs im neuen Bahnhof in der Nacht vom Sonntagauf Montag für den öffentlichen Verkehr geschlossen. In die¬
sem Zusammenhang sei noch mitgeteilt , dah die Nachricht vonder Abhaltung eines Festessens, - an dem 1500 Ehrengäste teil»iiebmen, fiH nicht als zutreffend erwiesen hat .

Wadischc Älbersicht .
Die neue badische 500 M .- Wanknote .
P-A. Die Badische Bank bringt soeben eine n ne Bank«atain betg im Zahlungsverkehr bewährten Wert von 500 M . zurAusgabe . Me neue badische Banknote unterscheidet sich inFormat und Ausstattung sehr vorteilhaft v . i den 500 M.»Scheinen der Reichsbank. Die Rote (106X 102 mm ) ist aufweißem Wafferzeichenpapier hergestellt und auf beide « Seitenmü einer reichen , doch übersichtlichen Druck ; ichnung versehen,die von dem Maler -Radierer O . H. Beter (Karlsruhe ) her¬rührt . Die Vorderseite gruppiert sich um das von Greifen

gehaltene Staatswappen und ein breites Ouerfchild mit derm großer Fraktur erscheinenden Wertangabe . Darum schlingt
sich ein gewundenes Schriftband mit der Inschrift . 500 M.zahlt die Badische Bank dem Einlieferer dieser Banknote500 Mk .

" Der Raum zwischen den Enden dieses Schristbandsenthält die Zeile : „Mannheim , den 1. Aug . 1922 " und die
Unterschriften des Bankvorstands : „ Betz, Döcker, Stern " überder blaßroten Folie „Badische Bank" . Hinter Wappen und
Schriftband ziehen sich grünlich-violette Strahlenbündel vomWappen ausgehend zum Rand der Note. Sie werden in denbeiden oberen Ecken ' von je einem mit kleinen Bändern ge¬schmückten Wappen überdeckt , das in dunkelvioletter Schrift die
Zahl 500 trägt . An den beiden Schmalseiten läuft die Num¬mer der Note. Über dem unteren Rand zieht sich in drei Win¬
dungen ein schmales Schriftband mit den Worten des Straf -
Paragraphen : „ Wer Banknoten usw."Die Rückseite der Note zeigt eine sehr geschickte Raumein -
teilung , durch die die Einheitlichkeit der mit allegorischen Dar¬
stellungen geschmückten Seite nicht gestört wird . In das Recht¬
eck des Rands ist ein kleineres Rechteck eingegliedert, dessenMitte eine große männliche Figur mst Ähren und Geldscheinen,die Allegorie des Taufchs, einnimmt . Der Hintergrund istlinks und rechts begrenzt von einer Allegorie bft Jndusttie -arbeit — eine Maschine, davor ein Arbeiter — und der Land¬
wirtschaft — ein Obstbaum, dessen Früchte ein Bauer erntet . —Die Verbindung mit der Vordergrundfigur des Tausch? wird
hergestellt links durch zwei mit Teppichen handelnde Kaufleute ,rechts durch zwei marktende Frauen . Der Rahmen um tiefesinnere Rechteck wird oben und zu beiden Seiten von einer
Wage eingenommen . Das obere Ouerfeld zeigt den von zweiHänden . (Schicksal ) gehaltenen Querbalken , die Wagschalenhängen in die seitlichen Felder herab . Über dunkler Schraffurerscheint auf der linken, leichteren Schale ein tanzendes Paar
(Vergnügen ), darüber stehen Mond und Sterne ( Nacht ) , zurRechten auf der schweren Schale zwei Schmiede (Arbeit ) dar¬über die Sonne (Tag ) , über beiden Schalen flattern Wavpen-
wnnpel mit der Zahl 500. Das untere Ouerfeld des Rahmensfüllt der schuppige Leib eines Untiers (Wucher), dessen Maulden Zapfel eines dritten Schriftwimpels festhält . Links vordem Untier zeigen sich zwei ringende Gestalten (Streit um den
Besitz),

Me neue badische Banknote dürfte sowohl wegen ihrerklaren Übersichtlichkeit, wie wegen der reichen, doch scharfenDetails , die eine Nachahmung außerordentlich erschweren, undihrer drucktechnischen Qualität , alle Anforderungen einerBanknote erfüllen , die sich im Gebrauch bewähren wird.

Die Behandlung von Gnadengesuchen .
P .A. Durch die Verordnung des Staatsministeriums vom20 . April d. I . und die hierzu ergangenen Ausführungsbestim¬

mungen des Justizministeriums ist die Befugnis der Gerichte
zur Erteilung von Gnadenerweif « wesentlich erweitert wor¬den . Die Gerichte können jetzt bei Freiheitsstrafen aller Art,ausgenommen Zuchthausstrafen , Strafaufschub auf Wohlver¬halten und nach Verbützuu/ eines Teils der erkannten Frei¬
heit?- (auch Zuchthaus ->)Sttafe Strafurlaub auf Wohlverhaltenbewilligen, Freiheitsstrafen — mit Ausnahme von Zuchthaus¬
strafen — ganz oder teilweise in Geldstrafen um wandeln und
bei Geldstrafen Stundung und Ratenzahlung gewähren . Die
Strafvollstreckungsbehörden, d. h. in land - und schwurgericht¬
lichen Sachen die Staatsanwaltschaften , in amts - und schösfen-
gerichtlichen Sachen die Amtsgerichte, können außerdem den
Vollzug von Freiheitsstrafen aller Art bis zur Dauer voneinem Jahr auffchirden und auf die gleiche Dauer unter¬
brechen .

Diese Bestimmungen scheinen noch nicht allgemein genugbekannt zu sein . Roch immer werden Gnadengesuche, zu deren
Behandlung die Gerichte zuständig wären , beim Justiz - oder
Staatsministerium eingereicht und müssen dann von diesenStellen erst den zuständigen Gerichten zugeleitet werden . ImInteresse der Gesuchsteller liegt es, dieser . Umweg zu vermer-den und die Gesuche zur Herbeiführung einer raschen und
durch unnötige Versendungskosten nicht cürtenerten Behand¬lung bei dem Gericht einzureichen, von dem das verurteilende
Erkenntnis erlassen worden ist . Das geschieht zweckmäßig aber
auch in den Fällen , in denen nach Ansicht des Gesuchstellersdas Gericht nicht zuständig ist : denn wenn die Gnadengesuchebei dem zur Behandlung zuständigen Ministerium eingereichtwerden, müssen sie von diesem zur Vorlage der Akten , Vor¬
nahme der erforderlichen Ermittelungen und Begutachtung
doch zunächst an die Gerichte gegeben werden. Werden dieseGesuche bei den Gerichten eingereicht, so werden auch hier
Versendungskosten und Zeit gespart , da die Gerichte ange¬
wiesen sind, Gnadengesuche, zu deren Behandlung das Mini¬
sterrum zuständig ist, nicht sofort, sondern erst nach Vornahmeder erforderlichen lÄhebungen mit den einschlägigen Akten undunter Stellungnahme vorzulegen.ES kann deshalb ganz allgemein empfohlen werden, Gnaden »
Gesuche an die Gerichte zu richten, von denen die Strafen aus¬
gesprochen wurden . Wenn sie nicht zuständig sind , werden siedie Gesuche der zuständigen Stelle weiterleiten .

Ausländische landwirtsckattliche Arbeiter .
Die bisher vom Landesamt für Arbeitsvermittlung erteilten

Genehmigungen zur Beschäftigung ausländischer Arbeiter inder Landwirtschaft sind nur bis 15. Dezember 1922 erteilt wor¬den . Alle Arbeitgeloer, die ausländische Arbeiter als Saison¬arbeiter , Melker, Knechte , Taglöhner (auch ehemalige Kriegsge¬fangene ) in der Landwirtschaft im Jahre 1923 beschäftigen wol¬len, haben einen diesbezüglichen Antrag bis spätestens 15.November 1922 beim zuständigen Bezirksamt einzureichen. Indem Gesuch ist anzugeben : Name des Arbeitgebers , Ort , Be¬
zirksamt , Größe des landwirtschaftlichen Betriebs in badischenMorgen , Anzahl der davon a ) mit Rüben , b) mit Kartoffeln ,bebauten Fläche, Zahl der am 1 . Oktober 1922 beschäftigtena ) deutschen » b) ausländischen Arbeiter , Staatsangehörigkeitdieser ausländischen Arbeiter , Anzahl der a ) für deutsche Ar¬
beitskräfte, b) für Ausländer vorhandenen Wohnungen und
Wohnräume , c) Anzahl der für 1923 gewünschten ausländischenArbeiter , evtl, namentliche Angabe.Alle, vom Landesamt für Arbeitsvermittlung für 1922 ge¬nehmigten landwirtschaftlichen Saisonarbeiter find unbedingtbis spätestens 15. Dezember 1922 von ihren Arbeitsplätzen nachihrer Heimat zu entlassen, da für die wenigen Winterarbeiten
deutsche Arbeitskräfte von den Arbeitsnachweisen beschafft wer¬ten können.

Anträge auf Genehmigung landwirtschaftlicher Saisonarbei¬ter , die nach dem 15. November 1922 beim Bezirksamt ein-
gehen, können vom Landesamt für Arbeitsvermittlung nur in
ganz besonders begründeten Fällen geiwbmigt werden.

rrcr . bcrukliche TttSLlnmenscjilu ' cs
badischen vandwerks .

Während i« 19. Jahrhundert die Gewerbevereine -fast di«einzigen gewerblichen Organisationen in Baden waren , bcreAWirffamkeit sich auch auf das Handwerk erstreckte , brachte das20 . Jahrhundert hauptsächlich durch die Gründung des SanbefcVerbandes der badischen Gewerbe- und Handwerkervereiiiiung
(1901) einen Umschwung . Aber auch schon vor diesem Zusam¬menschluß war die Bewegung zur Errichtung von Innungen ,und Hanowerkerfachvereinigungen erstarkt . Es bestanden, wiewir den Statistischen Mitteilungen entnehmen , um die Jahr¬hundertwende neben 189 Gewerbevereinen u . 108 Handwerker¬vereinen bereits 51 Handwerkerfachvereine und 41 Innungen .Me Zahl dieser Organisationen wuchs von Jahr zu Jahr und
betrug im Jahr 1921 ein Mehrfaches älteren Feststellungengegenüber.

Wenn es auch in Baden trotz größter Ansttengungen de»berufenen Kreisen noch nicht gelungen ist, die selbständigenBerufsgenossen im Lande lückenlos zusammenzuschliehen, so ist
doch schon ein großer Teil zu gemeinschaftlicherberufsgenossen¬
schaftlicher Arbeit in den Berufsorganisationen , wie dem Lan¬desverband der Badischen Gewerbe- und Handwerkervereini¬gungen, den Handwerkerverbänden u. a . m ., vereinigt . Auchein Vergleich der Gesamtmitgliederzahlen dieser Fachverbänd«
nach dem Stande «uf Schluß des Berichtsjahres 1921 in Höhevon 26 532 selbständigen Handwerksmeistern mit derjenigenauf Ende des Vorjahres 1920 in Höbe von 20 600 zeigt, daß di«
berufliche Organisation des selbständigen badischen Handwerk»in letzter Zeit erfteuliche Fortschritte gemacht hat .

Die Ikonserven - und Mnrmeladeindustrie
in Kaden .

Nach den Erhebungen des Statistischen LandesamiS beträgtdie Zahl der größeren Konserven- und Marmeladefabriken in
unserm Land, in denen mindestens 10 Arbeiter beschäftigt wer¬
den , gegenwärtig 10. Ein Großbetrieb dieser Branche, der inden letzten Jahren vor dem Krieg in der Saison bis zu 600
Personen beschäftigte, befindet sich im Anbaugebiet der Spar -
gel (Schwetzingen) ; ein anderer in der durch den Reichtumihrer Ernten an Bohnen und Erbsen ausgezeichneten Kon »
stanzer Gegend. Eine bemerkenswerte Obst- und Gemüsekon¬servenindustrie hat sich während und nach dem Krieg in Karls ,
ruhe und Umgebung entwickelt ; so bestehen zurzeit in Karls¬
ruhe - Grünwinkel zwei große Marmeladefabriken , in Karlsruhe -
Mühlburg sowie in Ettlingen je eine bedeutende Obst- und
Gemüsekonservenfabrik. In Lahr ist neuerdings eine Konser¬venfabrik entstanden , die außer der Fabrikation von Obst- und
Gemüsekonserven auch die Herstellung von Fleisch- und Wurst¬waren bezweckt. In Tauberbischofsheim hat die Zentrale der
landwirtschaftlichen Lagerhäuser vor Jahresfrist eine Fleisch -

/ Warenfabrik errichtet, in der rund 30 Arbeiter mit der Her¬stellung von Dauerware (Wurst , Schinken, Speck usw.) be¬
schäftigt sind . Verschiedene größere Wurstlergeschäfte in Karls¬
ruhe und Mannheim stellen ebenfalls Dauerware her.

Ikurze Nachrichten ans Waden .
DZ . Donaueschingen, 18. Okt. Für die hiesige Gemäldega¬lerie wurde ein zweiter Qberlichtsaal geschaffen , die Samm¬

lung selbst durchgreifend uniorganisiert . Das wertvollste derGalerie , die wunderbare Passionsfolge Holbeins des Älteren,ist im östlichen Oberlichtsaal untergebracht , desgleichen die
prachtvollen Werke des Meisters von Meßkirch auf Tafeln .Eine große Reihe anderer bedeutender Werke , so von Grüne¬wald, Striegel , Hans Leu bem Älteren usw. reiht sich an . DerLeiter der Galerie , Dr . Feurstein , hat einen Katalog mitwertvollen kunstgeschichtlichen Notizen herausgegeben .

DZ . Singen a. H., 18. Okt. Der für den Betrieb derMaggiwerke Ende September gefällte Schiedsspruch war vomden Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer angenom¬men worden. Vermutlich h .rben sich die in der technischen Ab¬
teilung Beschäftigten dieser Entscheidung nicht angeschlossen ,denn sie haben der Direktion der Maggiwerke ohne Ausnahmeihre Kündigung auf Samstag den 28 . d . M. eingereicht.' Daim Falle des Austritts der Betrieb nicht mffrechk erhalten wer¬den kann, hat die Direktion der Maggiwerke vorsorglich alle»Arbeitern und Arbeiterinnen zum gleichen Tage gekündigt.

Aus der Landeshauptstadt .
* Herr Konsul Earl Layh vollendete gestern sein 70 . Lebens¬

jahr . Herr Layh war lange Mitglied des Bürgerausschusse»und auch in dessen Vorstand tätig , fast 20 Jahre Mitglied der
l Handelskammer Karlsruhe , längere Zeit Vorsitzender des Ein-

zelhandelsausschuffes der Kammer , deren Vertreter im Haupt -
ausschutz und Einzelhandelsausschuß Des Deutschen Industrie -und Handelstags . Im Schatznngsrat , bei der Reichsbank, al»
Handelsrichter und in der badische.» Landesauftragsstelle lagebenfalls sein Arbeitsfeld . Herr Layh pfleg! als Vorsitzenderder Karlsruher Zweigstelle des Verbandes die Interessen derim Ausland geschädigten Jnlandsdeutschen . Die Handelssinn »
mer Karlsruhe hat dem Jubilar im Hinblick auf seine Ver¬
dienste eine Ehrenurkunde überreicht.

* Dix Ausstellung von Kunstwerken aus Karlsruher Privat »
besitz , die sich auch außerhalb Karlsruhes starker Beachtung<er-
freut , kann dank des Entgegenkommens der Besitzer um einigeZeit verlängert werden. Es bietet sich also nocb Ex'legenbeit,das reiche Material des einheimischen Knnstbesitzes , das oller
Voraussichtlich in absehbarer Zeit nicht mehr in diesem Um¬
fang zusammengebracht werden kann, zu sehen. Außerae«wird noch eine Reihe von Werken zur Ausstellung gebracht, di«
bisher noch nicht gezeigt werden konnten. Es ist zu erwarte ^daß von der seltenen Gelegenheit, die in Privatbesitz befind¬
lichen Werke in der Kunsthalle vereinigt zu sehen, in starkem
Maß Gebrauch gemacht wird.

* Landestheater . Am Sonntag , den 22. Oktober, gelangtunter der Leitung der Herren Kapellmeister Lorentz und Ober¬
regisseur Turnau vollkommen neueinstudiert Offenbachs phan¬
tastische Oper „HoffmannS Erzählung n" zur Aufführung . Sie
Oper erscheint in der vor einigen Jahren von Dr . Hans Lowen-
feld bearbeiteten Urfassung, zu der Oberregffseur Turnau ein
Regiöbuch eingerichtet hat , das bereits an mehreren Bühnen zur
Verwendung gelangte . In dieser Form erscheint neu die Ge¬
stalt des Stadtrates Lindorf im Vor- und Nachspiel, wie auchdie Muse, überdies die Brillenarie im Ochmpia-Bild , i >ie Spie¬
gelarie im Giulietta -Bild und das Couplet des Franz im An¬
tonia -Bild . Me Haupttollen liegen in de» Händen der Dainen
von Alpenburg -Eberbach, von Ernst , Landwehr , Weber, ron
Wolley , Moeller und der Herren Nentwig , Peters , Warthh
Weyrauch, Dr . Wucherpfennig.

Badisches Landestheater .
Freitag , 20. Okt . 51/« b . n . 10 Uhr . 220 Mk.

Abonn . D 5 . Th .-Gem , B V .B. Nr . 201 - 800.
Tristan und Isolde .
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